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§ 24. Geschwindigkeitsmesser, Fahrtschreiber und Wegstreckenmesser 

(1) Kraftfahrzeuge mit einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 40 km/h und Motorfahrräder 
müssen mit einem geeigneten, im Blickfeld des Lenkers liegenden Geschwindigkeitsmesser ausgerüstet 
sein. 

(2) Lastkraftwagen und Sattelzugfahrzeuge mit einem Eigengewicht von mehr als 3 500 kg und 
Omnibusse müssen mit geeigneten Fahrtschreibern und Wegstreckenmessern ausgerüstet sein, die so 
beschaffen sind, dass sie nicht von Unbefugten in Betrieb oder außer Betrieb gesetzt werden können; mit 
Fahrtschreibern und Wegstreckenmessern müssen jedoch nicht ausgerüstet sein: 

 1. Lastkraftwagen und Sattelzugfahrzeuge, die zur Verwendung im Bereich des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes bestimmt sind, sowie Heereslastkraftwagen, 

 2. Mannschaftstransportfahrzeuge und Wasserwerfer (§ 3 Z 3 des Waffengebrauchsgesetzes 1969, 
BGBl. Nr. 149), die zur Verwendung im Bereich des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 
Finanzverwaltung bestimmt sind, sowie Heeresmannschaftstransportfahrzeuge und 

 3. Feuerwehrfahrzeuge (§ 2 Z 28) und Mannschaftstransportfahrzeuge, die ausschließlich oder 
vorwiegend zur Verwendung für Feuerwehren bestimmt sind. 

Ein in das Fahrzeug eingebautes Kontrollgerät (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85) ersetzt den 
Fahrtschreiber. Fällt das Fahrzeug unter eine der Ausnahmen des Abs. 2b Z 1 und 2 oder des Artikels 3 
lit. b bis i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, so muss der Fahrtschreiber/das Kontrollgerät lediglich zum 
Zwecke der Geschwindigkeitskontrolle verwendet werden. Es ist ein geeignetes Schaublatt einzulegen, in 
welches der Name des Lenkers nicht eingetragen werden muss. 

(2a) Abweichend von Artikel 3 lit. a der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 muss bei Omnibussen, die 
im regionalen Linienverkehr eingesetzt werden, jedenfalls ein Kontrollgerät im Sinne der Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85 eingebaut und benutzt werden. Bei der Verwendung des Kontrollgerätes im 
Ortslinienverkehr im Sinne des § 103 Abs. 3b erster Halbsatz kann unter der Voraussetzung, dass die 
jeweiligen Aufzeichnungen in der Betriebsstätte aufliegen, bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 von 
folgenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 abgewichen 
werden: 

 1. von der Verpflichtung zur Mitführung eines Nachweises über Zeiten während des laufenden 
Tages und der vergangenen 28 Tage, in denen sich der Lenker in Krankenstand oder Urlaub 
befunden hat oder ein Fahrzeug gelenkt hat, für das keine Kontrollgerätepflicht besteht; 

 2. von der Verpflichtung zur Mitführung der Schaublätter gemäß Art. 15 Abs. 7 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85, soweit es sich um Lenkzeiten für den selben Betrieb handelt; 
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 3. von der Verpflichtung zur manuellen Eingabe gemäß § 102a Abs. 6 und 8 in Verbindung mit 
Anhang I B Kapitel III Punkt 6.2. der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, wenn ein Fahrerwechsel 
erfolgt. 

(2b) Im Sinne von Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und von Artikel 3 Abs. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 werden folgende Fahrzeuge von der Anwendung dieser Verordnungen 

 1. ganz freigestellt: 

 a) Fahrzeuge, die Eigentum von Behörden sind oder von diesen ohne Fahrer angemietet sind, um 
Beförderungen im Straßenverkehr durchzuführen, die nicht im Wettbewerb mit 
privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen stehen; 

 b) Fahrzeuge, die von Landwirtschafts-, Gartenbau-, Forstwirtschafts- oder 
Fischereiunternehmen zur Güterbeförderung im Rahmen ihrer eigenen unternehmerischen 
Tätigkeit in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort des Unternehmens benutzt oder 
ohne Fahrer angemietet werden; 

 c) land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, die für land- oder forstwirtschaftliche 
Tätigkeiten eingesetzt werden, und zwar in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort 
des Unternehmens, das das Fahrzeug besitzt, anmietet oder least; 

 d) Fahrzeuge, die von den Straßenbauämtern der Gebietskörperschaften verwendet und die von 
Landes- oder Gemeindebediensteten gelenkt werden; 

 e) Spezialfahrzeuge, die Ausrüstungen des Zirkus- oder Schaustellergewerbes transportieren; 

 f) speziell ausgerüstete Projektfahrzeuge für mobile Projekte, die hauptsächlich im Stand zu 
Lehrzwecken dienen; 

 g) Fahrzeuge, die ausschließlich auf Straßen in Güterverteilzentren wie Häfen, Umschlaganlagen 
des Kombinierten Verkehrs und Eisenbahnterminals benutzt werden; 

 h) Fahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von bis zu 50 km für die Beförderung lebender 
Tiere von den landwirtschaftlichen Betrieben zu den lokalen Märkten und umgekehrt oder von 
den Märkten zu den lokalen Schlachthäusern verwendet werden; 

 i) Fahrzeuge mit zehn bis 17 Sitzen, die ausschließlich zur nichtgewerblichen 
Personenbeförderung verwendet werden; 

 2. freigestellt, wenn das Lenken des Fahrzeuges für den Lenker nicht die Haupttätigkeit darstellt: 

 a) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 
7,5 t, die in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Unternehmens zur Beförderung von 
Material, Ausrüstungen oder Maschinen benutzt werden, die der Fahrer zur Ausübung seines 
Berufes benötigt; 

 b) Fahrzeuge, die von den zuständigen Stellen für Kanalisation, Hochwasserschutz, Wasser-, 
Gas- und Elektrizitätsversorgung, den Telegramm- und Telefonanbietern, Radio- und 
Fernsehsendern sowie zur Erfassung von Radio- bzw. Fernsehsendern oder -geräten eingesetzt 
werden; 

 3. nur in Bezug auf die Fahrtunterbrechungen gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 
freigestellt: 

 a) Fahrzeuge, die zum Sammeln von Rohmilch bei landwirtschaftlichen Betrieben verwendet 
werden; 

 b) Spezialfahrzeuge für Geld- und/oder Werttransporte; 

 c) Fahrzeuge, die von den zuständigen Stellen zur Hausmüllabfuhr eingesetzt werden, und 

 d) Fahrzeuge, die von den Straßenbauämtern für den Winterdienst eingesetzt werden, sofern das 
Fahrzeug nicht unter die Ausnahme der Z 1 lit. d fällt. 

(3) Über Anträge auf eine EG-Bauartgenehmigung für ein Kontrollgerät- oder ein Schaublatt- oder 
ein Kontrollgerätekartenmuster gemäß Artikel 4 ff der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 entscheidet in 
Österreich der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

(4) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit einem Fahrtschreiber ausgerüstet sein 
muss, hat den Fahrtschreiber und dessen Antriebseinrichtung (Fahrtschreiberanlage) nach jedem Einbau 
und jeder Reparatur dieser Anlage und nach jeder Änderung der Wegdrehzahl oder des wirksamen 
Reifenumfanges des Kraftfahrzeuges, sonst mindestens einmal innerhalb von zwei Jahren seit der letzten 
Prüfung, durch einen gemäß § 125 bestellten Sachverständigen, durch die Bundesanstalt für Verkehr oder 
durch einen hiezu gemäß Abs. 5 Ermächtigten prüfen zu lassen, ob Einbau, Zustand, Messgenauigkeit 
und Arbeitsweise der Fahrtschreiberanlage die richtige Wirkung des Fahrtschreibers ergeben. Diese 
Verpflichtung gilt ebenso für den Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit einem Kontrollgerät 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 3 von 4 

im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet ist (Anhang I Kapitel VI und Anhang I B 
Kapitel VI der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85). Beim Austausch oder der Reparatur eines digitalen 
Kontrollgerätes sind alle Daten des Kontrollgerätes von einem gemäß Abs. 5 Ermächtigten zu speichern 
und mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren. Die gespeicherten Daten sind auf Verlangen dem 
Zulassungsbesitzer oder dem Arbeitgeber des Lenkers, dessen Daten gespeichert sind, zur Verfügung zu 
stellen und dürfen ohne behördliche Anordnung nicht an Dritte weitergegeben werden. Ein Nachweis 
über das Ergebnis der letzten durchgeführten Überprüfung der Fahrtschreiberanlage/des Kontrollgerätes 
ist bei einer Überprüfung (§ 56) oder Begutachtung (§ 57a) des Fahrzeuges vorzulegen. § 57 Abs. 9 und 
§ 57a Abs. 1b gelten sinngemäß. 

(5) Der Landeshauptmann hat für seinen örtlichen Wirkungsbereich auf Antrag Ziviltechniker, 
staatlich autorisierte Versuchsanstalten, Vereine oder Gewerbetreibende, die hinreichend über hiezu 
geeignetes Personal und die erforderlichen Einrichtungen verfügen, zur Prüfung von Fahrtschreibern 
gemäß Abs. 4 zu ermächtigen. Die Ermächtigung darf nur vertrauenswürdigen Personen verliehen 
werden. Bei der Ermächtigung ist auch ein Plombierungszeichen festzusetzen und ein Plombiergerät 
gegen Ersatz der Kosten auszufolgen. Der Ermächtigte hat Veränderungen hinsichtlich seines Personals 
und seiner Einrichtungen, soweit diese Voraussetzung für die Erteilung der Ermächtigung waren, 
unverzüglich dem Landeshauptmann anzuzeigen. Der Ermächtigte hat nach jeder Tätigkeit an der 
Fahrtschreiberanlage diese mit seinem Plombierungszeichen so zu sichern, daß dieses bei Eingriffen in 
die Fahrtschreiberanlage zwangsläufig zerstört wird (Verschlußsicherheit). Die Ermächtigung ist zu 
widerrufen, wenn der Ermächtigte nicht mehr vertrauenswürdig ist, nicht mehr über geeignetes Personal 
verfügt oder seine Einrichtungen nicht den durch Verordnung festgesetzten Anforderungen entsprechen. 
Im Falle des Widerrufs ist das Plombiergerät ohne Anspruch auf Entschädigung dem Landeshauptmann 
abzuliefern. Durch Verordnung ist der Umfang der Prüfung der Fahrtschreiberanlage festzusetzen. 

(6) Die Plombierung darf nur durch die Behörde oder einen zur Prüfung gemäß Abs. 4 oder 5 
Berechtigten im Zuge seiner Tätigkeit an der Fahrtschreiberanlage geöffnet werden. Jede andere 
Verletzung der Verschlußsicherheit ist unzulässig. Gegenstände, die nach ihrer Beschaffenheit und ihrem 
Aussehen mit Plomben verwechselt werden können, dürfen an Fahrtschreiberanlagen nicht angebracht 
sein. 

(7) Hinsichtlich des Einbaues, der Plombierung und der Prüfung des Kontrollgerätes gelten 
unbeschadet der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 die Bestimmungen der Abs. 4 bis 6. Erteilte 
Ermächtigungen zum Einbau und zur Prüfung von Fahrtschreibern gelten auch für Einbau und Prüfung 
von analogen Kontrollgeräten. Aufrechte Ermächtigungen für Einbau und Prüfung von analogen 
Kontrollgeräten gelten auch für Einbau und Prüfung von digitalen Kontrollgeräten im Sinne der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, sofern die ermächtigte Stelle über geeignetes, für das digitale 
Kontrollgerät geschulte Personal und die erforderlichen Einrichtungen zur Prüfung des digitalen 
Kontrollgerätes verfügt und das Vorliegen dieser Voraussetzungen vom Landeshauptmann auf Antrag 
festgestellt worden ist. Der Landeshauptmann hat den Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie über solche Feststellungen unverzüglich durch Übermittlung einer Bescheidausfertigung zu 
informieren. 

(8) Die für Einbau und Prüfung des digitalen Kontrollgerätes erforderlichen Werkstattkarten sind 
von den ermächtigten Stellen für die geeigneten Personen beim Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie unter Anschluss des Feststellungsbescheides des Landeshauptmannes gemäß Abs. 7 zu 
beantragen. In diesem Verfahren hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie die 
unter Randnummer 175 des Anhangs I B der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 vorgesehenen 
personenbezogenen Daten automationsunterstützt zu erfassen und über eine gesicherte Datenverbindung 
an das zentrale Register für Kontrollgerätekarten (§ 102b) weiterzuleiten. Für die Ausstellung der 
Werkstattkarte ist ein Kostenersatz an den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zu 
entrichten. Sind die Voraussetzungen erfüllt, so erteilt der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Wege der Bundesrechenzentrum GmbH den Auftrag zur Ausstellung der Werkstattkarte. 
Die zur Erlangung der Werkstattkarte erforderlichen schriftlichen Eingaben und die Ausstellung der 
Werkstattkarte sind von Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben befreit. Der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie hat durch Verordnung die Höhe des Kostenersatzes festzulegen. 
Werkstattkarten sind auf Antrag der jeweils zuständigen Stelle vom Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie auch für die geeigneten Personen in den Landesprüfstellen und in der 
Bundesanstalt für Verkehr auszustellen. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
den jeweils zuständigen Landeshauptmann über die Ausstellung von Werkstattkarten unverzüglich zu 
informieren. 

(9) Die Werkstattkarte darf durch die geeigneten Personen nicht missbräuchlich verwendet werden. 
Der Ermächtigte hat sicherzustellen, dass die Werkstattkarte nicht missbräuchlich oder durch andere als 
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den Inhaber der Werkstattkarte verwendet wird. Der Ermächtigte und der Inhaber der Werkstattkarte 
haben sicherzustellen, dass der PIN-Code der Werkstattkarte mit der erforderlichen Sorgfalt geheim 
gehalten wird. Die Werkstattkarte ist innerhalb der Betriebsstätte sicher aufzubewahren und darf 
außerhalb der Betriebsstätte nur zum ordnungsgemäßen Gebrauch mitgeführt werden. Der Diebstahl oder 
Verlust der Werkstattkarte oder das Bekanntwerden des PIN-Codes ist unverzüglich dem Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie und dem Landeshauptmann anzuzeigen. Der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie hat diesen Sachverhalt unverzüglich an das zentrale Register für 
Kontrollgerätekarten zu übermitteln. Bei Bekanntwerden des PIN-Codes hat der Ermächtigte die 
Werkstattkarte unverzüglich dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie ohne 
Anspruch auf Entschädigung abzuliefern und diesen Sachverhalt unverzüglich dem Landeshauptmann 
anzuzeigen. 

(10) Ist die Ausstellung der Werkstattkarte erfolgt, ohne dass die Voraussetzungen für die 
Ausstellung vorliegen, ist eine der Voraussetzungen nachträglich weggefallen oder wurde die 
Ermächtigung vom Landeshauptmann widerrufen (Abs. 5), ist die Werkstattkarte unverzüglich vom 
Landeshauptmann ohne Anspruch auf Entschädigung für den Inhaber einzuziehen und dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zu übermitteln. Scheidet die geeignete Person, 
auf deren Namen die Karte ausgestellt ist, aus der ermächtigten Stelle aus, ist die Werkstattkarte vom 
Ermächtigten unverzüglich dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie ohne Anspruch 
auf Entschädigung abzuliefern. Bei Änderungen für die Ausstellung der Werkstattkarte maßgebender 
Daten, die auf der Werkstattkarte aufgedruckt oder gespeichert sind, ist die Werkstattkarte vom 
Ermächtigten unverzüglich dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie ohne Anspruch 
auf Entschädigung zu übermitteln. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat bei 
der betreffenden ermächtigten Stelle im zentralen Register für Kontrollgerätekarten einzutragen, welche 
Voraussetzungen nicht oder nicht mehr vorliegen und ob die Werkstattkarte bereits abgeliefert wurde. 
Vor der Übermittlung an den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie sind alle auf der 
Werkstattkarte gespeicherten Daten auf einem externen Datenträger zu sichern, mindestens zwei Jahre 
lang aufzubewahren und bei Bedarf den zuständigen Behörden zur Verfügung zu stellen. 


